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Beratungsverlauf 
 

öffentliche Vorlage V/0311/2015  

„Anregung gem. § 24 GO NRW; Nr.: 2014-00062 "Verantwortungsvolle Regulierung von 
Cannabis auf kommunaler Ebene"“ 
 
Beratungsfolge 

 
 Gremium Datum Beschluss 

 Ausschuss für Soziales, Stiftungen, Gesund-
heit, Verbraucherschutz und Arbeitsförderung 

26.08.2015 einstimmig geändert be-
schlossen 

 Haupt- und Finanzausschuss 09.09.2015 mehrheitlich geändert be-
schlossen 

 Rat 16.09.2015  

 
 
Abweichende Beschlüsse 
 
Ausschuss für Soziales, Stiftungen, Gesundheit, Verbrau-
cherschutz und Arbeitsförderung 

26.08.2015 

Haupt- und Finanzausschuss 09.09.2015 
 
Beschlusstext: 

1. Die Stadt Münster setzt sich dafür ein, dass ein wissenschaftliches For-
schungsprojekt zu einer kontrollierten Abgabe von Cannabis unter medizini-
schen, gesundheitlichen und sozialen Aspekten sowie unter Einhaltung des 
Jugendschutzes ermöglicht wird. Hierzu wird die Verwaltung beauftragt zu prü-
fen, ob und wie ein entsprechendes wissenschaftliches Forschungsprojekt in 
Münster realisiert oder in bestehende / laufende Forschungsprojekte integriert 
werden kann. 

 
2. Die Verwaltung wird zudem gebeten, eine Fachkonferenz zum Thema „Verant-

wortungsvolle Regulierung von Cannabis auf kommunaler Ebene“ unter Betei-
ligung aller relevanten Akteur/innen wie den Trägern der Drogen- und Suchthil-
fe, Expert/innen zum Thema Drogen und Sucht, Polizei und Ordnungsbehörde 
und den Fachpolitiker/innen der Ratsfraktionen durchzuführen. 
 
Ergebnis der Fachkonferenz soll die Entwicklung einer kommunalen Hand-
lungsstrategie für den verantwortungsvollen Umgang mit dem Thema Cannabis 
sein sowie die Entwicklung eines Antrags auf ein Forschungsprojekt zu einer 
kontrollierten Abgabe von Cannabis unter medizinischen, gesundheitlichen und 
sozialen Aspekten. 

 
3. Die Verwaltung wird darüber hinaus beauftragt, insbesondere auf Ebene der 

kommunalen Spitzenverbände die zukünftige Entwicklung und Bestrebungen 
zur Entkriminalisierung des Cannabiskonsums aktiv zu begleiten und hieraus 
weitere Konsequenzen für Münster abzuleiten. 

I. A. 
gez. Lembeck 


